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Nachdem ein halbes Jahr in Sachen Enteignung sich nichts Richtung Umsetzung bewegt hat, wird es
in Berlin nun langsam ernst: Der neue Senat bildet eine Expert:innenkommission, die darüber
entscheiden soll, ob und wie der Volksentscheid vom 26. September umsetzbar ist, in dem sich über
eine Million Berliner:innen dafür entschieden, große private Wohnungskonzerne zu enteignen und
zu vergesellschaften. Dieses Statement soll unsere Meinung zur Debatte von „Deutsche Wohnen und
Co. enteignen (DWe)“ darlegen, warum wir denken, dass eine Beteiligung an der
Expert:innenkommission weder der Initiative des Volksentscheides noch den Berliner Mieter:innen
etwas bringt. Wir sind allesamt aktiv in DWe und denken, dass wir als Initiative mit
Hinterzimmerdebatten nichts gewinnen können. Unsere Kontroversen müssen offen und ehrlich
sein. So können wir u. a. für Berliner Mieter:innen unsere Entscheidungen nachvollziehbar machen.

In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die folgenden zwei Artikel:

Strategiekonferenz „Deutsche Wohnen und Co. Enteignen“ – Wie weiter?

DWe und der Berliner Senat: Sackgasse ExpertInnenkommission

Senatsspiele

Es gibt viele sehr unterschiedliche Argumente, die für oder gegen eine Teilnahme von DWe an der
Expert:innenkommission des Senats sprechen. Die Kampagne hat bereits Zugeständnisse gemacht
wie die prozentuale Beteiligung von DWe entsprechend dem Abstimmungsergebnis des
Volksentscheids. Die letzten Monate haben wir in aller Deutlichkeit sehen müssen, dass wir nach
dem erfolgreichen Entscheid am 26.9. keine eigenständige Perspektive hatten. Wir haben unsere
Initiative von Geisel und Giffey treiben lassen. Jetzt haben wir die Chance, damit zu brechen und
wieder an Schlagkraft zu gewinnen.

Denn den Charakter der Kommission bestimmt der Senat. Hier sieht das Kräfteverhältnis so aus,
dass die SPD mitsamt Bürgermeisterin Umbridge-Giffey und Bausenator Geisel-Nehmer (zwei
Freund:innen der Immolobby) von Anfang an betont hat, dass es mit ihr keine Vergesellschaftung
geben wird. Für die Grünen war diese als Wahlkampfvehikel ganz geil. Bettina Jarasch hat sogar mit
Ja gestimmt, aber nur, weil „die Enteignung das letzte Mittel ist“ – eine Floskel, auf der es sich
bequem liegt, denn wann alle anderen Mittel versucht wurden, hat sie nicht gesagt. Jarasch nutzt ihr
opportunistisches Stimmverhalten, um den Auftrag des Volksentscheids umzuinterpretieren. Nicht
die Enteignung und Vergesellschaftung seien das Ziel, sondern eine Möglichkeit unter vielen. Die
LINKEN sind einfach mal umgefallen. Anstatt die Enteignung zur Bedingung für ihren
Koalitionseintritt zu machen, wurden DWe und der Volksentscheid geopfert und die Koalition ohne
Bedingungen gebildet.

Aus der versprochenen gemeinsamen Besetzungsliste von DWe, den Grünen und den LINKEN für
die Expert:innenkommission wurde auch nichts – weil lieber im Hinterzimmer eine Liste mit der SPD
ausgekungelt wurde, an uns vorbei! Die LINKE wird zugunsten des Koalitionsfriedens jede Kröte
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schlucken. Eine Partei, die ihre Absprachen mit den engsten Bündnispartner:innen wie DWe und
ihre Versprechungen ihren Wähler:innen gegenüber nicht einhält, hilft uns nicht weiter. Parteilinke,
die gegen diesen Kurs und diese Koalition gestimmt haben, müssen in und über die Partei hinaus
sichtbar werden und für einen Kurswechsel fraktionell um die Parteiführung kämpfen. DWe würde
in dieser Kommission ihre Kraft nicht nutzen können, politisch isoliert sein. Wir sollten uns nicht von
dieser Augenwischerei ablenken lassen, dass DIE LINKE es versucht, als Erfolg zu verkaufen, dass
es keine direkte Beteiligung von Eigentümer:innen von Wohnungskonzernen oder ihren
Bediensteten gibt. Nur weil DIE LINKE das verhindert hat. Es ist zweitrangig, wer ihre Gehälter
bezahlt, wenn sie auch kostenlos für das Immobilienkapital lobbyieren.

Und an dieser Expert:innenkommission sollen wir uns beteiligen?

Wir müssen Verantwortung übernehmen, die Vergesellschaftung umzusetzen, bspw. im Rahmen
eines Gesetzesvolksentscheides, und uns nicht an deren Verschleppung beteiligen. Die Tücken und
Fallstricke eines Vergesellschaftungsgesetzes werden mit oder ohne unsere Beteiligung in der
Kommission diskutiert. Eine Bewegung auf der Straße, in den Häusern und Betrieben kann viel
mehr Einfluss darauf nehmen als das Verhandlungsgeschick von drei Expert:innen. Im Übrigen
Expert:innen, die DWe nur sehr begrenzt kontrollieren kann. Jede Hoffnung auf vorzeitige
Exitstrategien muss dieses Problem ausklammern: Es ist keine basisdemokratische Kommission,
sondern ein Organ der repräsentativen Demokratie.

Nutzen kann die Beteiligung an der Kommission nur, wenn sie entweder eine definitive
Umsetzungskommission für den Volksentscheid wäre oder wenn wir sie durch Beteiligung von DWe
wenigstens als Verschleppungskommission vor den Augen der Berliner:innen entlarven können.
Möglichkeiten, die Kommission als solches zu entlarven, gab es bereits einige. Doch solange DWe
keine klare Position zur Expert:innenkommission einnimmt, weiß die Initiative auch nicht, zu
welchem Zweck und in welchem Ton diese angegriffen werden soll. Unsere aktuelle Praxis führt
nicht dazu, dass die Berliner:innen sehen, dass die Kommission nicht für, sondern gegen die
Enteignung und Vergesellschaftung arbeiten soll, geht es nach dem Berliner Senat.

Es ist unwahrscheinlich, dass die Kommission einen Impuls zur erfolgreichen Umsetzung liefern
wird. Bausenator Geisel hat deutlich gemacht, was die Expert:innenkommission ist – sie überprüft
erst mal, OB Vergesellschaftung möglich ist und OB es wirtschaftlich sinnvoll ist. Und das OB wird
das WIE vorwegnehmen. Aus der zweiten Reihe der SPD legte der Abgeordnete Buchner die Karten
noch offener auf den Tisch: „Der Volksentscheid interessiert in einem Jahr eh keine Sau mehr.“ Das
ist dann die unverhohlene Ankündigung der Verschleppung – und an der sollte sich DWe niemals
beteiligen. Der Charakter der Kommission zeichnet sich immer klarer ab. Unsere Aufgaben müssen
sein, diesen den Mieter:innen klarzumachen und diese Kommission wie den Senat politisch zu
delegitimieren.

Für die Umsetzung braucht man die richtige Strategie!

Die SPD benannte CDU-nahe Jurist:innen. Denen ist privates Eigentum das Allerheiligste. Eine
Umsetzung ist wenig wahrscheinlich. Und selbst wenn die Kommission zu dem Ergebnis kommt,
dass unter Umständen die Vergesellschaftung nach bürgerlichem Recht und durch horrende
Entschädigungen möglich ist – was dann?  Dann ist das zunächst nur eine Empfehlung und der
Senat hat die Entscheidungsgewalt. Eine Bürgermeisterin, die eine Gegnerin des Volksentscheids
ist, und Koalitionsparteien, die mit der Namensliste gezeigt haben, wem sie politisch folgen werden:
nicht uns, sondern der SPD und den Wohnungskonzernen. Am Ende landet das Ganze
wahrscheinlich trotzdem wieder in Karlsruhe. Wenn wir dann keine schlagkräftige
Mieter:innenbewegung aufgebaut haben, dann ist der Erfolg, aus diesem Angriff gestärkt
hervorzutreten, ein Münzwurf und dem Zufall sollten wir unsere Strategie nicht überlassen! Wir



dürfen nicht vergessen, wie einseitig das Bundesverfassungsgericht zugunsten der Miethaie in der
Mietendeckelfrage entschieden hat. Und da galt es nur, privates Eigentum zu regulieren.

Auch wenn es in der Debatte um die Expert:innenkommision oft so wirkt – aber der Volksentscheid
und seine Fortsetzung im juristischen Ringen mit dem Senat sind nicht das Ende des
Vergesellschaftungskampfes. Von allen Mitteln, die eine Enteignung bewirken können, ist es ein
eher schwaches. Denn der Kampf ist eine Frage des Kräfteverhältnisses, und das drückte sich bisher
leider nur auf einigen Demos und eben am 26. September 2021 aus. Auch dass die Möglichkeit der
Vergesellschaftung im Grundgesetz stand, war Ausdruck eines solchen Kräfteverhältnisses und hatte
das Ziel, Teile der Arbeiter:innenbewegung in den Staat zu integrieren, mit Erfolg!

Es ist eine Illusion zu glauben, dass juristische Argumente oder Sachfragen eine entscheidende Rolle
spielen: Der bürgerliche Staat ist eine politische Organisation zum Schutz des Privateigentums.
Zugeständnisse werden durch Kämpfe erzielt, nicht durch Integration in den Staat und seine
Unterorgane. Daher muss es unsere Hauptaufgabe sein, Kämpfe zu führen, Mieter:innen zu
organisieren und damit das gesellschaftliche Kräfteverhältnis zugunsten der einfachen Mieter:innen
zu verschieben. Dadurch schafft man eine Grundlage für die Umsetzung der Vergesellschaftung
durch einen zweiten Volksentscheid oder – unter ganz spezifischen Umständen – unter diesem
Senat. Nur wenn Enteignung und Vergesellschaftung dem Senat als kleineres Übel erscheinen, wird
er sie selbst anpacken, dann jedoch mit dem Ziel, Schlimmeres zu verhindern.

Erstens sind die Umstände, dass wir in dieser Kommission die Vergesellschaftung umsetzen können,
mit diesen Parteiführungen, diesem Senat und dieser Besetzung jedoch nicht gegeben. Zweitens ist
der Fokus auf die Expert:innenkommission eine strategische Sackgasse. Diese schließt organisch die
Breite der Aktiven von der Partizipation aus, erschwert Mobilisierung und Organisierung der
einfachen Mieter:innen an der Basis und ist daher ein Hindernis, das Kräfteverhältnis zu
verschieben. Ohne politischen Druck gibt es bei Gerichtsentscheidungen keine Zugeständnisse und
die Entscheidung wird, wie zuvor, im Interesse der Immolobby und Miethaie getroffen. Unsere
Arbeit würde schlussendlich den Anschein erwecken, dass Senat und Expert:innenkommission das
Subjekt der Vergesellschaftung und Enteignung seien. In Wirklichkeit sind das jedoch Mittel zur
Verschleppung. Unser Eintreten in diese Sackgasse würde die Illusion unter Berliner Mieter:innen in
diese Gremien weiter schüren und unseren parallelen Aufbau von Gegenmachtorganen über eine
Organizing-Kampagne schwächen. Unsere Praxis muss den Mieter:innen zeigen, dass sie selbst für
die Vergesellschaftung und Enteignung aktiv werden müssen und eben nicht abwarten dürfen!

Organizing mit dem Ziel einer längerfristigen Mieter:innenorganisation (bspw. einer
Mietgewerkschaft), Gesetzesvolksentscheid, Mieter:innenräte, Massendemonstrationen und
politische Streiks, Mietboykotte – das sind die schweren und vielversprechenden Waffen für
Enteignung und Vergesellschaftung, auch wenn, das ist uns klar(!), sie viel Arbeit und Ausdauer
bedeuten. Aber einfacher werden die Bedingungen, dies zu ermöglichen, nicht von selbst und erst
recht nicht nach weiteren Monaten der Perspektivlosigkeit, Zermürbung und Versanden in der
Kommission. Die Zeit arbeitet nicht für, sondern gegen uns! Eine strategische Orientierung auf
außerparlamentarische Bewegung und vom Staat unabhängige Organisierung ist alternativlos.
Unser zentrales Ziel bleibt der Kampf um Vergesellschaftung und Enteignung. Dies können wir nur
durch eine Massenbewegung der einfachen Mieter:innen und Lohnabhängigen erreichen.

Die Teilnahme an einer Kommission fördert dagegen die Illusion, dass die Kommission ein alleiniges
Umsetzungsinstrument sein könnte, steigert die politische Autorität des Senats, schürt Hoffnungen,
die enttäuscht werden müssen und schwächt die Politisierung und Kampfkraft der Mieter:innen.
Auch das Argument, dass wir beides tun können, stimmt vielleicht für die Arbeitsressourcen, die wir
aktuell haben. Jedoch ist es für Mieter:innen, die nicht regelmäßig mit uns diskutieren, schwer
nachvollziehbar. Dieser falsche Pluralismus fördert schlussendlich die Expert:innenkommission und



unser Organizing wäre nur eine Begleiterscheinung. Ohne die strategische Orientierung auf den
außerparlamentarischen Kampf bleibt die Expertinnenkommission im Fokus der Medien und der
Kampagne. Die Kiezteamarbeit und das Organizing gerät zu einer davon abgetrennten reinen
Beschäftigungstherapie für die Kampagnenbasis. Unsere Teilnahme wird zu unserer Niederlage in
der Kommission, im AGH und bei Gerichten führen. Die Teilnahme hat also mehr Nach- als Vorteile.
Bis jetzt hat sich die SPD in ganzer Linie durchgesetzt. Geisel rief daher nicht zu Unrecht: „Wir
haben gewonnen“. Allerhöchste Zeit, ihm nicht mehr weiter zuzuarbeiten!

Daher rufen wir alle Aktivist:innen in DWe dazu auf, für eine neue Strategie und gegen eine
Teilnahme an der Expert:innenkommission einzutreten. Gleichzeitig ist das eine Diskussion, die
nicht mit einer einzigen Abstimmung abgeschlossen sein wird und kann!


